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Einleitung

Bereits länger ist bekannt, dass der Einfluss von Geld und mächtigen Inte­
ressenverbänden auf die Politik in den USA ein Problem darstellt. So verwies 
schon E. E. Schattschneider im Jahre 1960 auf das Ungleichgewicht ver­
schiedener Einkommensgruppen im politischen Prozess. Auf ein Zitat aus 
seinem richtungsweisenden Buch, das die Grundaussage Schattschneiders 
zusammenfasst, bezieht sich auch der Titel dieses Kapitels: In der himmli­
schen Utopie einer pluralistischen Demokratie sängen eben nicht alle mit.1

Auch jenseits der Forschung, im öffentlichen Diskurs, ist das Misstrauen 
gegenüber den Regierenden gewachsen. Auf beiden Seiten des politischen 
Spektrums hat Washington D.C. von jeher keinen guten Ruf. Zu sehr wi­
derspricht die politische Hauptstadt als Zentrum der Macht den nationalen 
Mythen einer dezentralisierten, vom Volk regierten Republik. Angesichts 
steigender Ungleichheiten in den letzten Jahrzehnten und insbesondere seit 
der Finanzkrise von 2008 sind kritische Stimmen immer lauter geworden, 
denn die wachsenden Klassenunterschiede scheinen auch den politischen 
Prozess immer stärker zu beeinflussen. So argumentierte das einflussreiche, 
bereits 2011 publizierte Buch Winner Take-All Politics von Jacob S. Hacker 
und Paul Pierson, dass in den USA seit mehreren Jahrzehnten eine Politik 
verfolgt wird, die vor allem Wohlhabenden dient.2 Ihre These: Die Politik 
hat Reiche reicher gemacht und die Mittelklasse im Stich gelassen.

Die US-Bevölkerung scheint die Auffassung der beiden US-Politikwis- 
senschaftler zu teilen. Vor der letzten Präsidentschaftswahl stimmten gut 
zwei Drittel der Befragten der Aussage zu, dass die Regierung nur für die 
Interessen weniger da sei. Nur noch 19 Prozent glaubten daran, dass die

1 Schattschneider 1960: 35.
2 Hacker und Pierson 2011.
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Regierung zum Nutzen aller agiere. In den 1960er Jahren sah das Bild noch 
deutlich anders aus. An eine das Gemeinwohl fördernde Politik glaubten 
noch 64 Prozent der Befragten, während nur 29 Prozent die sogenannten 
SpeäalInterest Groups als Antreiber hinter den Politikern in Washington D.C. 
sahen.3 Heute hingegen herrscht der Eindruck, die politischen Eliten hätten 
den Kontakt zur Bevölkerung verloren (77 Prozent) und kümmerten sich 
nicht mehr um den Durchschnittsbürger (74 Prozent) -  ihre Einzelinteres­
sen stünden über denen der nationalen Gemeinschaft.4

Da mag es paradox erscheinen, dass gerade Donald J. Trump, ein Multi­
millionär aus der berüchtigten Immobilienwirtschaft New Yorks, zum Prä­
sidenten gewählt wurde. Aber sein Reichtum gereichte ihm nicht zum Nach­
teil. Er war sogar ein Trumpf. Denn Trump konnte zumindest seiner 
Wählerschaft ausreichend glaubhaft vermitteln, er sei unabhängig von Geld 
und Lobby, er selbst sei ja ohnehin schon reich genug. Er konnte sich als 
authentischer Outsider inszenieren, der mit den Eliten nicht paktieren 
müsse, um seine Politik für das amerikanische Volk durchzusetzen.

Dass seine politischen und wirtschaftlichen Interessen schwerlich vonei­
nander zu trennen sind und Trump nicht am versprochenen Kurs für die 
kleinen Leute festhielt, ist mehrfach angeprangert worden. Trumps Wahl 
zeigt, wie wichtig es offensichtlich einem mehrheitsfähigen Teil der Gesell­
schaft war und ist, die Einflüsse der Wirtschaft auf die Politik unter Kon­
trolle zu bringen -  oder, um Trumps Slogan zu verwenden: den Sumpf in 
Washington D.C. trockenzulegen.

Trump knüpfte mit seinem Wahlkampf an eine längere Tradition an. Zu 
den großen Problemen der Demokratie in den USA zählt spätestens seit den 
1960er Jahren, dass das Vertrauen der Bürger in die Regierung und in zahl­
reiche politische Institutionen deutlich abgenommen hat. Daten des Pew Re­
search Center zeigen, dass in den 1960er Jahren noch über 70 Prozent der 
Befragten Vertrauen in ihre Regierung hatten. Dieser Wert ist kontinuierlich 
abgesunken und lag 2015 bei gerade noch 20 Prozent.5 Nur noch jeder 
fünfte US-Amerikaner vertraut der Regierung -  und im Kontext einer wach­
senden politischen und ideologischen Polarisierung in den USA gilt dies 
weitgehend für beide politischen Lager.

3 Pew Research Center 2015: 35.
4 Pew Research Center 2015: 40.
5 Pew Research Center 2015: 18.
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Zwar unterstützen Demokraten die Regierung mehr, wenn ein Kandidat 
aus ihrem ideologischen und parteipolitischen Lager die Geschicke im Wei­
ßen Haus lenkt. Umgekehrt gilt dasselbe auch für die Republikaner. Aber 
auch hier zeigt sich ein klarer Trend: Selbst der eigenen Partei schenken ihre 
Anhänger weniger Vertrauen, wenn sie in Regierungsverantwortung ist; Re­
gierungen der anderen Partei natürlich noch weniger. Unter der Johnson- 
Regierung schätzten noch über 80 Prozent der Demokratischen Anhänger 
die Arbeit der Regierung positiv ein und selbst 70 Prozent der Republikani­
schen Anhänger taten dies. Unter Obama hatten hingegen nur noch zwi­
schen 30 und 40 Prozent der Demokraten Vertrauen in die Regierung, bei 
den Republikanern lag der Wert bei nur noch zehn Prozent -  ein dramati­
scher Einbruch.6 Die parteipolitische Polarisierung verzerrt diesen Trend ein 
wenig, macht ihn dadurch aber auch deutlicher.

Und dennoch: Rein institutionell kann nur begrenzt von einer Krise der 
US-Demokratie gesprochen werden. Wie seine Anhänger zurecht behaup­
ten, wurde Donald Trump rechtmäßig ins Amt gewählt. Sicherlich wird bei 
jeder Wahl eine Kritik am Wahlmännergremium laut. Doch das Electoral Col­
lege, auch wenn es die Stimmanteile der Bevölkerung verzerrt, ist nun einmal 
Teil der Spielregeln.7 8 Gegen sie hat man 2016 nicht verstoßen. Dasselbe gilt 
auch für die Festlegung von Wahlbezirken (Redistrictingf* und die Probleme 
bei der Registrierung zur Wahl selbst9 -  beides eklatante Probleme für den 
demokratischen Prozess, aber geltendes Recht. Das Wahlsystem ist also for­
mal intakt. Man kann vieles beanstanden, aber es ist fünktional.

Das wirkliche Problem hingegen ist weniger ein institutionelles als viel­
mehr substanziell: Es mangelt an Einfluss der Wahlbevölkerung auf ihre Po­
litiker. In demokratischen Systemen geht es ganz grundsätzlich um Zugang 
zum politischen Entscheidungsprozess. Die Basis einer repräsentativen De­
mokratie ist das Verhältnis zwischen den Bürgern und ihrer politischen Re­
präsentanten. Dies ist die zentrale Legitimationsachse in demokratischen 
Systemen. In den USA ist dieser Zugang nur noch eingeschränkt der Fall. 
Die Möglichkeiten, auf den politischen Prozess Einfluss zu nehmen, der ei­
genen politischen Stimme Gewicht zu verleihen und politische Interessen 
durchzusetzen — Möglichkeiten, die in der Politikwissenschaft unter dem

6 Pew Research Center 2015: 19.
7 Siehe den Beitrag von Frank Decker in diesem Band.
8 Siehe den Beitrag von Philipp Adorf in diesem Band.
9 Siehe den Beitrag von Patrick Horst in diesem Band.
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Schlagwort Responsivität zusammengefasst werden sind immer mehr eine 
Frage der ökonomischen Privilegierung geworden.

Es verwundert wenig, dass auf einem solchen Nährboden Elitenkritik 
und Nationalismus gedeihen kann. Trump kombinierte beides: die Schelte 
der Führungskader in Washington D.C. und den Appell an die nationale So­
lidarität. In diesem Kapitel befassen wir uns mit einem Kernproblem am 
Ursprung der gegenwärtigen Krise der Demokratie: dem Einfluss des Gel­
des in der Politik. Dies geschieht in zwei verschiedenen Bereichen, die im 
Folgenden gesondert betrachtet werden sollen: erstens im Wahlkampf in 
Form von Wahlkampfspenden und, zweitens, im Bereich des Lobbyismus. 
Ein besonderes Augenmerk legen wir auf die institutionellen Veränderun­
gen, die eine Verzerrung der Responsivität im Sinne der höheren Einkom­
mensklassen begünstigt haben. Wir argumentieren, dass die in den letzten 
Jahren entstandene Schieflage den Pluralismus und damit auch das Funkti­
onieren der Demokratie in Gefahr bringt.

Geld in der US-Politik: Verschiebungen in der 
Wahlkampffinanzierung

Erstmals wurde das Problem der Responsivität 2004 systematisch von der 
Task Force on Inequality and American Democracy der American Political Säence 
Association aufgegriffen, die es sich als politik- und sozialwissenschaftliche 
Forschergruppe zur Aufgabe machte, die Auswirkungen wachsender Un­
gleichheiten auf politische Partizipation und das demokratische Gemeinwe­
sen in den USA zu untersuchen. Ihre Studie kam zu einem alarmierenden 
Ergebnis: Indem die Zugangsmöglichkeiten zur politischen Teilhabe zuneh­
mend vom gesellschaftlichen Status abhingen, hätten steigende Ungleichhei­
ten in den vergangenen Jahrzehnten die Grundfesten der US-amerikani­
schen Demokratie unterlaufen.10

Zehn Jahre später, nach der Finanzkrise also, in der die Ungleichheiten 
noch deutlich gewachsen sind, fragten die Politikwissenschaftler Martin 
Gilens und Benjamin Page noch zugespitzter, ob es nicht zutreffender sei, 
die USA vielmehr als Oligarchie denn als Demokratie zu bezeichnen.11 Im

lOJacobs/Skocpol 2005.
11 Gilens/Page 2014.
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Kern ging es den beiden darum, inwieweit Regierungen ihre Handlungen 
und ihre Politik auch entlang der Interessen jener ausrichten, die sie ins Amt 
gewählt haben. Ihre Studie kommt zu dem Schluss, dass die gewählten Re­
präsentanten in den USA nicht mehr auf die Interessen der Mittelklasse oder 
der unteren Einkommensgruppen hören, sondern nur noch auf jene der Su­
perreichen und der organisierten Interessengruppen, die erfolgreich die Po­
litik in Washington D. C. beeinflussen.

Dass Politik nicht mehr alle Bevölkerungsteile gleichermaßen berück­
sichtigt, hängt zu einem entscheidenden Teil an der gewachsenen Rolle des 
Geldes in der Politik — und das schon bevor ein Kandidat überhaupt ins Amt 
gewählt wurde. Wahlkämpfe in den USA sind teuer, und dieses Geld müssen 
die Politiker an irgendeiner Stelle einholen, schließlich sind nicht alle mit 
dem Reichtum eines Donald Trumps gesegnet. Im Schnitt kostet heutzutage 
ein Wahlkampf für einen Sitz im Repräsentantenhaus eine Million US-Dol­
lar. Diese Summe muss alle zwei Jahre erneut zusammenbekommen, wer 
seinen Sitz verteidigen will. Das Zehnfache — also zehn Millionen US-Dollar 
-  kostet Kampagne für einen Senatssitz. Im Präsidentschaftswahlkampf zwi­
schen Obama und Romney 2012 haben die beiden Kampagnen zusammen 
mehr als eine Milliarde US-Dollar für den Wahlkampf ausgegeben.12

Woher nehmen? In den 1980er-Jahren stammten nur zehn Prozent der 
Spenden von den reichsten 0,01 Prozent in der Einkommensverteilung. Im 
Jahr 2012 hingegen steuerten die Super-Superreichen ganze 40 Prozent aller 
privaten Spenden im Wahlkampf bei. Von den Spenden profitieren generell 
beide Parteien, auch wenn die Republikaner hier einen leichten Vorsprung 
haben: 62 Prozent der Spenden landeten auf ihren Wahlkampfkonten. 
Grundsätzlich sind die höheren Einkommensgruppen also klar bevorteilt, 
wenn es darum geht, ihren Einfluss geltend zu machen.13 Sie verfügen über 
die notwendigen Ressourcen, um Kandidaten zu unterstützen und sich so­
mit auch Zugang zur politischen Macht zu erkaufen.

Natürlich ist dies kein neues Phänomen und die Frage, wie man den Ein­
fluss bestimmter Gruppen im Wahlprozess begrenzen kann, gehört zu den 
Dauerthemen in der US-amerikanischen Politik. Im eigentlichen Sinne ist 
das System der Wahlkampffinanzierung in den USA auch strikt reguliert und 
transparent gestaltet. Im eigentlichen Sinne. Immer wieder sehen wir Versu­

12 »2012 Presidential Race«, Center fo r  Responsive Politics (CRP), https://www.open- 
secrets.org/presl2/ (Zugriff am 5. März 2018).

13 Siewert/Wagemann 2016: 671; Schlozman u.a. 2013.

https://www.open-secrets.org/presl2/
https://www.open-secrets.org/presl2/
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che von mächtigen ökonomischen Akteuren, die Lücken im System zu nut­
zen, um ihren Einfluss geltend zu machen. Bereits im Jahr 1971 verabschie­
dete der Kongress den Federal Election Campaign Act (FECA), wonach 
Kandidaten, Parteien und sogenannten Political Action Committees (PACs) of­
fenlegen mussten, woher sie ihre Wahlkampfspenden bekommen haben. 
1974 wurde das Regelwerk dann vom Kongress noch weiter ausgebaut, es 
wurde sogar ein öffentliches Wahlkampffinanzierungssystem etabliert, an 
dem die Kandidaten bei Präsidentschaftswahlen freiwillig teilnehmen konn­
ten. Zudem wurde eine weitere Kontrollbehörde eingerichtet, die Federal 
Election Commission (FEC), die die neuen Regularien überwachen sollte.

Im Zuge der Reformen wurden zahlreiche Obergrenzen im Bereich der 
Wahlkampfspenden eingeführt. Dazu gehörte die Begrenzung der Geld­
menge, die ein Individuum an eine Kampagne oder ein PAC spenden durfte. 
Begrenzt werden sollten auch sogenannte unabhängige Ausgaben, die be­
stimmte Individuen oder Gruppen in Wahlkämpfen spendeten und die nicht 
unmittelbar im Zusammenhang mit einer spezifischen Kampagne standen. 
Der Supreme Court musste 1976 im Verfahren Buckley v. Valeo entscheiden, 
ob diese Begrenzungen verfassungskonform seien. Zum Teil bestätigte das 
Verfassungsgericht die neuen Regeln, allerdings wurde mit Verweis auf den 
ersten Verfassungszusatz und die freie Meinungsäußerung die Begrenzung 
der sogenannten unabhängigen Wahlkampfausgaben (Gelder, die nicht di­
rekt an die Kandidaten gingen) als nicht verfassungskonform einkassiert. 
Gleiches gilt zum Teil auch für die Offenlegungspflicht von Wahlspenden -  
für Spenden an Kandidaten: ja, für alle anderen Ausgaben: nein.

Nun konnten Unternehmen, Gewerkschaften und wohlhabende Indivi­
duen also unbegrenzt Geld in den Wahlkampf pumpen, solange dies nicht 
direkt einem Kandidaten zugutekommt. Soft Money ist der Fachbegriff für 
solches Geld. Davon profitierten in erster Linie die politischen Parteien, die 
mit den Geldern Wahlkämpfe auf der lokalen Ebene finanzierten. Auch 
Wahlwerbespots konnten damit finanziert werden, solange sich die Spots 
nicht eindeutig auf einen Wahlerfolg eines bestimmten Kandidaten bezogen. 
Soft Money wurde in den Wahlkämpfen immer wichtiger. Lagen diese Ausga­
ben in den Jahren 1993/1994 noch bei 101,1 Millionen Dollar, waren 
2001/2002 bereits 421,3 Millionen Dollar im Spiel.14

14Fredreka Schouten, »Supreme Court to hear case on campaign 
donation limits«, USA Today vom 19. Februar 2013, https://eu.usatoday.com/sto- 
ry / news/polidcs/2013/02/19/supreme-court-contribution-limits/1922883/ (Zugriff
am 3. Februar 2018).

https://eu.usatoday.com/sto-ry
https://eu.usatoday.com/sto-ry
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Einige Senatoren sahen durch diese Entwicklung erneuten Handlungs­
bedarf im Sinne einer strikteren Regulierung dieser Ausgaben. Mit dem Bi- 
partisan Campaign Reform Act (BCRA) aus dem Jahr 2002, der auch unter dem 
Namen McCain-Feingold Act bekannt ist, wurde festgelegt, dass Parteien kein 
Soft Money mehr in Bundeswahlkämpfen einsetzen dürfen. Auch durften 
diese Gelder nur noch begrenzt für Wahlwerbespots eingesetzt werden. Bei 
den Vorwahlen durften 30 Tage vor der Wahl und bei Hauptwahlen 60 Tage 
vor der Wahl keine Spots gesendet werden, die mit solchen Geldern 
finanziert wurden. Natürlich musste auch dieses Reformwerk vor dem 
Supreme Court bestehen. In der Entscheidung McConnell v. FEC bestätigte das 
Gericht die meisten der neuen Regularien. Ausgenommen wurden von den 
Obergrenzen lediglich Non-Profit-Organisadonen.

Dieses weitgehend strikt regulierte und transparente System der Wahl­
kamp ffinanzierung kam dann infolge zweier Entscheidungen des Obersten 
Verfassungsgerichtes in eine Schieflage: Citizen United v. FEC und 
SpeechNow.org v. FEC. Diese beiden Entscheidungen des Supreme Court haben 
das System der Wahlkampffinanzierung grundlegend verändert. Mit der 
Entscheidung Citizen United wurden sämtliche Begrenzungen sogenannter 
unabhängiger Ausgaben auf der Grundlage des ersten Verfassungszusatzes 
aufgehoben. Unternehmen, Gewerkschaften und wohlhabende Individuen 
können nun über sogenannte Super PACs unbegrenzt Gelder in den Wahl­
kampf stecken, solange diese Super PACs sich nicht mit den jeweiligen Kam­
pagnen der Kandidaten koordinieren. Für diese Gelder existiert nun auch 
keine Offenlegungspflicht mehr.

Die zweite Entscheidung des Supreme Court erleichterte zudem den Ein­
fluss von Geld in Wahlkämpfen. Bislang existierte eine Gesamtobergrenze, 
die Individuen direkt an Parteien oder Kandidaten in einem Wahlzyklus (2 
Jahre) spenden konnten. Das betrifft also nicht die Spenden an eine spezifi­
sche Kampagne, sondern die Spenden, die insgesamt in dem Zweijahreszyk­
lus ausgegeben werden durften — Spenden an eine Kampagne im Präsident­
schaftswahlkampf, mehrere Kongresskampagnen, oder Parteien auf der 
Bundes- und Einzelstaatenebene. Bislang wurden diese Ausgaben insgesamt 
gedeckelt und die Obergrenze lag im Jahr 2012 bei 11.700 Dollar. Mit Ver­
weis auf die freie Meinungsäußerung können seit der Entscheidung im Jahre 
2014 Individuen unbegrenzt Geld in die Wahlkämpfe spenden, sofern die 
Einzelobergrenzen berücksichtigt bleiben.

Welche Folgen insbesondere Citizen United hatte, zeigt sich an folgenden 
Zahlen: Lagen die unabhängigen Ausgaben in Wahlen 2008 noch bei 200
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Millionen Dollar, sind sie 2012 schon auf eine Milliarde angestiegen, eine 
Verfiinffachung in nur vier Jahren. Und der Trend hat sich bis 2016 fortge­
setzt: Im Jahre 2016 lagen die unabhängigen Ausgaben bereits bei knapp 1,5 
Milliarden Dollar.15 Der Großteil dieser Ausgaben kam von den Super PACs. 
Auch sie erhalten ihre Gelder oft von Superreichen: Im Jahr 2012 kamen 93 
Prozent der finanziellen Zuwendungen von nur 3318 Menschen — rund 60 
Prozent sogar von nur 159 Personen. Ein überschaubarer Kreis, auf den sich 
die Politiker konzentrieren müssen, wenn sie die nötigen Finanzressourcen 
für einen erfolgreichen Wahlkampf zusammenbekommen wollen. Kein 
Wunder, wenn die Wahlen dann zum Nebenschauplatz werden und die In­
teressen der Wähler nur noch zweitrangig sind.

Mit den genannten Veränderungen in der Regulierung der Wahlkamp fi- 
nanzierung ist insgesamt die Rolle der Parteien in Wahlkämpfen erneut an­
gewachsen, weil auch sie an finanziellem Einfluss dazugewonnen haben. So­
wohl bundestaatliche als auch einzelstaatliche Parteiorganisationen dürfen 
bis zu einer gesetzlichen Obergrenze Spenden erhalten und auch Beiträge an 
die Kampagnen von Kandidaten weitergeben. Im Präsidentschaftswahl­
kampf 2012 bestritten die beiden großen Parteien bereits 25 (Demokraten) 
beziehungsweise 30 Prozent (Republikaner) der gesamten Wahlkampfaus­
gaben. Auch bei Kongresswahlen organisieren die sogenannten Hill Commit- 
tees zunehmend die Wahlkämpfe der Kandidaten. Sie lenken Gelder in um­
kämpfte Wahlkreise und helfen so vielversprechenden Kandidaten. Parallel 
wächst gleichermaßen auch der Druck auf finanzstarke Kandidaten, Teile 
ihrer Wahlkampfmittel an Parteikollegen mit weniger Finanzressourcen wei­
terzuleiten. Dies geschieht mithilfe sogenannter Leadership PACs46

Doch trotz dieser Unsummen an Geldern, die insbesondere seit der Ent­
scheidung des Supreme Court im Jahre 2010 in US-Wahlen fließen, besteht in 
der politikwissenschaftlichen Forschung keine Einigungkeit, ob man mit 
Geld auch tatsächlich Wahlen gewinnen kann. Empirische Studien belegen 
insgesamt, dass hier kein einfacher kausaler Zusammenhang besteht.17 Mehr 
Geld in Wahlkämpfen bedeutet nicht automatisch bessere Chancen auf ei­
nen Wahlsieg. Andere Faktoren müssen hier weiterhin berücksichtigt wer­
den, insbesondere der Amtsbonus: Amtsinhaber haben grundsätzlich bes­
sere Chancen auf eine Wiederwahl als ihre Herausforderer.

15 »Outside Spending«, CRP, https://www.opensecrets.org/outsidespending/ (Zugriff am 
5. März 2018).

16 Weinmann 2016.
17 Jacobson 1990; Bonneau/Cann 2011.

https://www.opensecrets.org/outsidespending/
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Allerdings kommt man ohne Geld in den USA eben nicht mehr in ein 
öffentliches Amt, also ist man auf Spenden angewiesen. Dass diese Spender 
im Falle eines erfolgreichen Wahlkampfes anschließend ihren Zugang zum 
Politiker einfordem, ist wenig überraschend. Wahlkampfspenden sind des­
halb nicht in erster Linie dazu da, dem Kandidaten zum Sieg zu verhelfen, 
sie bringen Zugang zum politischen Entscheidungsprozess. Das erklärt 
auch, warum große Unternehmen oftmals an beide politische Lager Spenden 
geben. In jedem Fall kann einem dies nach den Wahlen die Tür ins Büro der 
Abgeordneten, der Senatoren oder auch des Präsidenten öffnen. Damit ist 
bereits ein zweiter wichtiger Bereich angesprochen, der die ungleiche 
Responsivität des politischen Systems der USA in den letzten Jahren begüns­
tigt hat: der Lobbyismus.

Lobbyismus

Der Begriff Lobbyismus meint in der Politikwissenschaft für gewöhnlich die 
Möglichkeit der Einflussnahme von Interessenverbänden und Großunter­
nehmen, insbesondere auf die demokratisch gewählten Abgeordneten der 
Legislative. Von Lobbyismus spricht man, weil der Versuch, die politischen 
Geschicke im eigenen Sinne zu lenken, traditionell in den Vorräumen des 
Parlaments -  sprichwörtlich: der Lobby -  stattfand. Allerdings richten sich 
viele Lobbyverbände heute auch gleich direkt an die Wahlkreise der Politi­
ker, um Druck auszuüben {Grass Roofs Lobbying. Als bezeichnend für die 
Umkehrung der Vorzeichen im politischen Willensbildungsprozess sehen 
viele die Tatsache, dass heute in Washington D.C. häufig nicht mehr die 
Lobbyisten zu den politischen Vertretern gehen, sondern umgekehrt die Po­
litiker zu den Lobbygruppen an der K-Street, wo heute viele Interessengrup­
pen und Verbände ihre Büros haben. Oft sind es dann auch nicht die Ver­
treter der Verbände, sondern die Untemehmensvorsitzenden selbst, die den 
direkten Einfluss auf die Politik suchen {Chief Executive Lobbying).

Oftmals wird mit dem eher negativ besetzten Begriff Lobbyismus die 
Einflussnahme der Wirtschaftsinteressen auf die Politik kritisiert. Aber auch 
andere Gruppierungen wie Gewerkschaften und Frauenverbände betreiben 
aktiven Lobbyismus. In dieser Vielfalt sehen viele eine, wenn nicht die Stärke 
der US-amerikanischen Demokratie begründet, nämlich den Pluralismus der 
Interessen. Die Gruppen sind weit dezentraler organisiert als in Deutschland
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und häufig verzichten große Unternehmen gleich ganz auf die Unterstüt­
zung von Verbänden, um direkten Einfluss auf die Politik zu suchen. Un- 
temehmensverbände wie das American Iron and Steel Institute, die Chamber o f 
Commerce o f  the USA oder die National Association ofManufacturers (NAM) sind 
föderal aufgebaut. Dasselbe gilt auf der Arbeitnehmerseite für die American 
Federation o f Labor and Congress o f Industrial Organi^ations (AFL-CIO), die sich 
aus 50 Einzelgewerkschaften zusammensetzt.18

Neben den Verbänden von Unternehmen und Arbeitern gibt es Berufs­
verbände einzelner Professionen -  von Lehrern über Makler und Anwälte -  
und spezifisch zielgerichtete Verbände, die sich einer bestimmten Thematik 
widmen, beispielsweise die National Rzfle Association (NRA), die für eine la­
sche Waffengesetzgebung eintritt und damit oft nach Gewalttaten mit Waf­
fengebrauch im Kreuzfeuer der öffentlichen Kritik steht, oder die National 
Association fo r  the Advancement o f Colored People (NAACP), die sich für Gleich­
berechtigung und gegen Diskriminierung der afro-amerikanischen Bevölke­
rung einsetzt. Auch ideologische Gruppen wie die American Conservative Union 
und einzelne Gebietskörperschaften vereinigen sich in Verbänden, um ihren 
Interessen mehr Gewicht in der Politik zu verleihen.19

Doch trotz dieses Pluralismus an Positionen haben manche Gruppierun­
gen einen größeren Einfluss als andere. Das Ideal eines Marktplatzes der 
Ideen, die gleichberechtigt das Gehör der Politiker erreichen und damit die 
Agenda prägen, ist im gegenwärtigen politischen Klima der extremen Pola­
risierung in weite Feme gerückt. Davon zeugen nicht nur Korruptionsskan­
dale und die Einflussnahme auf Wahlkämpfe, bei denen mit immer härteren 
Methoden vorgegangen wird. Die bereits angesprochenen institutioneilen 
Verschiebungen in der Wahlkampffinanzierung vergrößern offensichtlich 
die Angriffsfläche für finanzstarke Lobbygruppen.

Dabei unterliegt auch der Lobbyismus -  ähnlich wie die Wahlkampffi­
nanzierung — eigentlich strikten gesetzlichen Vorgaben. Seit dem späten 19. 
Jahrhundert gibt es Bemühungen, den Einfluss der Interessengruppen bun­
desgesetzlich zu regeln. Eine Registrierungspflicht für Vertreter ausländi­
scher Interessen gibt es seit 1938 (Foreign Agents Registration A d), ein umfas­
senderes Gesetz auch für einheimische Lobbyisten seit 1946 (The Federal 
Regulation o f  Lobbying Act). Doch erst mit dem Lobbying Disclosure Act von 
1995, nachgebessert im Honest Leadership and Open Government Act v o n  2007,

18 Lösche 2013.
19 Für Details siehe Lösche 2013.
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konnte der Flickenteppich aus Einzelregulierungen zu einem kohärenten 
Ganzen geknüpft und einige der (Schlupf)Löcher gestopft werden.20

Die Registrierungspflicht erlaubt ein klares Bild von der Anzahl der Lob­
byisten in Washington D.C.: Nach Daten des Center fo r  Responsive Politics 
(CRP) waren es im Jahr 1998 bereits 10.404 -  eine Zahl, die bis 2007 auf 
14.827 anstieg, um dann bis 2017 wieder auf 11.444 zurückzugehen. Damit 
kamen 2016 auf jeden Abgeordneten und Senator rund 21 registrierte Lob­
byisten. Die Dunkelziffer dürfte noch weit darüber liegen. Die Ausgaben, 
die diese Lobbyisten für ihre Arbeit gemeldet haben, liegen seit 2008 kon­
stant im Schnitt bei etwa 3,2 Milliarden Dollar. Die US-Handelskammer 
führt fast immer die Liste der Lobbyisten an. 2016 gab sie rund 104 Millio­
nen Dollar dafür aus, dass die Geschäftsinteressen ihrer Klientel in der 
Hauptstadt. Gehör finden. Zu den finanzkräftigsten Lobbyisten zählen fer­
ner zahlreiche private Krankenversicherer, Pharmaunternehmen und Kran­
kenhäuser -  denn gerade im Gesundheitssektor geht es in den USA um viel 
Geld.21

Doch auch wenn Lobbyisten sich registrieren lassen und die eigenen Ak­
tivitäten und Einnahmen offenlegen müssen, und auch wenn der Lobbyis­
mus insgesamt transparenter geworden ist, bleiben Rückschläge und Skan­
dale nicht aus.22 Obgleich manche die USA, sicher mit Berechtigung, als ein 
besonders stark reguliertes Lobbysystem bezeichnen, bleiben Wege und 
Möglichkeiten, diese Regulierungen zu umgehen.23 Zu den Hauptproblemen 
in der Regulierung -  und hier zeigen sich vergleichbare Probleme zur Wahl­
kampffinanzierung -  zählen in erster Linie die Methoden des indirekten 
Lobbying, für das keine gesetzliche Offenlegungspflicht existiert. Dazu ge­
hören etwa Aufforderungen von Verbänden oder Interessengruppen an ihre 
Mitglieder, Briefe an Abgeordnete zu schreiben.

Zu den größten Problemen in den USA gehört, dass Politiker, wenn sie 
aus dem Amt ausscheiden, lukrative Jobs in der PR-Branche bekommen o- 
der eigene Beratungsfirmen gründen. Dasselbe gilt umgekehrt: Private Ak­
teure wechseln oft in die Politik und bringen ein bestimmtes privatwirt­
schaftliches Interesse in ihre Amtsgeschäfte ein. Revolving Door nennt sich

20 Thunert 2016.
21 »Lobbying Database«, CRP, https://www.opensecrets.org/lobby/ (Zugriff am 5. März 

2018).
22 Zum Beispiel wie im Fall von Jack Abramoff Mitte der 2000er Jahre.
23 Chiari u.a. 2010; siehe auch Thunert 2016.

https://www.opensecrets.org/lobby/
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dieses Phänomen: die Drehtür, die den Grenzbereich zwischen Privatwirt­
schaft und Staat in den USA zu unscharf werden lässt. Das CRP versucht 
dieses Phänomen in Zahlen zu fassen und hier zeigen sich sehr spannende 
Entwicklungen. Mitte der 1970er Jahre landeten nur drei Prozent der aus- 
scheidenden Kongressabgeordneten im Lobbyismus-Geschäft, heute sind es 
bis zu 50 Prozent der Senatoren und immerhin noch 42 Prozent der Abge­
ordneten im Repräsentantenhaus. Aktuell listet das CRP 434 frühere Kon­
gressabgeordnete, die in irgendeiner Form als Lobbyisten arbeiten, 305 da­
von sind auch offiziell als solche registriert.24

Kein Wunder, dass immer mehr Bürger ihr Vertrauen in die Politik ver­
loren haben. Einflussreiche Interessengruppen und wohlhabende Einzel­
bürger bestimmen die Geschicke in Washington, D.C., so der Eindruck in 
der Gesellschaft, der sich inzwischen auch durch empirische Studien belegen 
lässt. Aber nicht nur das: Inzwischen scheint sich geradezu eine Symbiose 
zwischen Politik und Wirtschaftsinteressen zu etablieren. Ganz deutlich wird 
dies im Finanzsektor, ein Bereich, der infolge der Finanz- und Wirtschafts­
krise von 2008 zunehmend an Bedeutung gewonnen hat.

Hier zeigt sich insbesondere ein Unternehmen sehr erfolgreich darin, 
seine Mitarbeiter in der Regierung unterzubringen -  Goldman Sachs. In die 
Trump-Regierung entsendete die Investmentbank zum Beispiel Finanzmi­
nister Steven Mnuchin, seinen Stellvertreter James Donovan, den Direktor 
des National Economic Council Gary Cohn und die stellvertretende Nationale 
Sicherheitsberaterin Dina Powell; auch Chefstratege Steven Bannon hatte 
früher einmal für Goldman Sachs gearbeitet. Aber der Einfluss der Bank be­
schränkt sich nicht allein auf die Abordnung früherer Beschäftigter in hohe 
Regierungsämter; sie nimmt auch umgekehrt ehemalige Mitglieder der Re­
gierung mit offenen Armen auf. Von den Lobbyisten im Dienst von Goldman 
Sachs waren im vergangenen Jahrzehnt 92 Prozent zuvor für die Regierung 
tätig. Keine andere Investmentbank der Welt profitierte in diesem Ausmaß 
von der Drehtür zwischen Regierung und Privatsektor!25

Nicht nur der amtierende Präsident Donald Trump, auch sein Vorgänger 
Barack Obama trat mit dem Versprechen an, Lobbyismus zu begrenzen.

24»Revolving Door: Former Members«, CRP, https://www.opensecrets.org/ 
revolving/top.php? display=Z (Zugriff am 28. Januar 2018); siehe auch Horst 2016: 
311-317.

25 Niv M. Sultan, »The revolving door always spins for Goldman Sachs —  by design«, CRP, 
23. März 2017, https://www.opensecrets.org/news/2017/03/revolving-door-goldman- 
sachs/ (Zugriff am 5. März 2018).

https://www.opensecrets.org/
https://www.opensecrets.org/news/2017/03/revolving-door-goldman-sachs/
https://www.opensecrets.org/news/2017/03/revolving-door-goldman-sachs/
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Obama hatte noch im Wahlkampf 2007 angekündigt: »The revolving door 
— the pattem of people going from industry to agency, back to industry — 
that will be closed in the Obama White House.«26 Sein Versprechen einge­
löst hat er dann allerdings nicht. Er heuerte nach dem Amtsantritt über 70 
registrierte Lobbyisten in der Exekutive an, darunter auch einige Minister. 
Bei der Besetzung des Postens des Vizeverteidigungsministers griff die 
Obama-Regierung auf einen Ex-Lobbyisten des Rüstungskonzems 
Raytheon zurück, Stabschef im Finanzministerium wurde mit Mark Patter­
son ein ehemaliger Lobbyist von Goldman Sachs. Die Ausnahmen von den 
auferlegten Ethik-Regeln wurden von Obama selbst bewilligt.

Unter Trump wurde diese Geschichte trotz aller radikalen Rhetorik fort­
geschrieben. Auch er stellte über 100 vormals registrierte Lobbyisten in sei­
ner Regierung ein.27 Kurz nach seinem Amtsantritt hatte Trump seinen Ka- 
binettsmitgliedem zwar eine harte Zukunft für ihre Zeit nach dem Weißen 
Haus angekündigt. Bereits im Januar 2017 unterschrieb er eine Verordnung, 
die es Regierungsmitarbeitem untersagte, in den ersten fünf Jahren nach ih­
rem Staatsdienst als Lobbyisten zu arbeiten. Das Dekret verbot Bediensteten 
zudem, in den ersten zwei Jahren ihrer Amtszeit an Themen zu arbeiten, mit 
denen sie zuvor als Lobbyisten oder Anwälte betraut waren. Washington, so 
Trumps Versprechen, werde unter ihm frei sein von Insidern und politi­
schem Filz, Lobbyisten würden endlich keine Rolle mehr spielen.

Viel übrig geblieben ist von dieser Rhetorik allerdings nicht. Die Grenze 
zwischen Geschäft und Politik im Weißen Haus verschwimmt trotz der Ver­
sprechen weiter. Der Vorwurf, Trump selbst trenne nicht zwischen seinem 
Amt als Präsident und seinen privaten Geschäftsinteressen, hat zu einer 
Klage zweier Generalstaatsanwälte geführt; sie werfen ihm vor, gegen eine 
Reihe von Antikorruptionsvorschriften verstoßen zu haben. Von einer Tro­
ckenlegung des Korruptionssumpfes kann gleich gar keine Rede sein: 
Trumps Regierung hat laut offiziellen Dokumenten etwa 30 Mitarbeitern ei­
nen ethischen Freifahrtschein erteilt, darunter 17 Angestellten im Weißen

26Josh Gerstein, »How Obama failed to shut Washington^ revolving door«, Politico, 31. 
Dezember 2015, https: //www.politico.com/story/2015/12/barack-obama-revolving- 
door-lobbying-217042 (Zugriff am 5. März 2018).

27 Fredreka Schouten, »Ex-lobbyists swarm Trump administration, despite >drain the swamp< 
pledge«, USA Today vom 21. Juni 2017, https://www.usatoday.com/sto- 
ry/news/politics/2017/06/21 /president-donald-trump-lobbyists-hired/416749001 / 
(Zugriff am 5. März 2018).

http://www.politico.com/story/2015/12/barack-obama-revolving-door-lobbying-217042
http://www.politico.com/story/2015/12/barack-obama-revolving-door-lobbying-217042
https://www.usatoday.com/sto-ry/news/politics/2017/06/21
https://www.usatoday.com/sto-ry/news/politics/2017/06/21
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Haus.28 Eine solche Ausnahmeregelung nimmt die entsprechenden Mitar­
beiter von Teilen der bestehenden Ethikregeln aus, auch von Trumps Anti- 
Lobbyismus-V erordnung.

Unter den von den Richtlinien befreiten Mitarbeitern sind unter anderem 
Lobbyisten der Kohleindustrie, die derzeit für die Regierung Umweltregu­
lierungen aus der Obama-Ära zurückdrehen, und ehemalige Lobbyisten von 
Investmentfirmen, die an der Steuerreform gearbeitet haben. Weitere Be­
freiungen gingen an sechs ehemalige Angestellte einer Washingtoner An­
waltskanzlei, die den Präsidenten und sein Wahlkampfteam vertrat; seit der 
Amtsübernahme arbeiten sie direkt für das Weiße Haus.

Die Berater und Minister des Präsidenten Trump bilden zudem zusam­
men das reichste Kabinett der US-Geschichte. Viele von ihnen verdienten 
ihre Millionen bei der Investmentbank Goldman Sachs. Zudem hatten seit den 
Tagen von George Washington Militärs nicht mehr so viel Einfluss auf die 
US-Politik wie nun unter Donald Trump.29 Im Bereich Umwelt und Energie 
haben Männer das Sagen, die bezweifeln, gar leugnen, dass der Mensch mit 
seinem Verhalten den Klimawandel beeinflusst. Einige Kabinettsmitglieder 
fielen mit rassistischen Äußerungen auf, andere pflegten enge Kontakte zu 
Russland. So konnte etwa Trumps erster Außenminister Rex Tillerson, zu­
vor Präsident des Mineralölkonzems ExxonMohil\ mit seinen engen Verbin­
dungen in den Kreml aufwarten.

Bleibt die Frage, wann Trumps Anhängerschaft realisiert, dass der Sumpf 
in Washington nicht ausgetrocknet wurde, sondern, ganz im Gegenteil, die 
Wirtschaftsinteressen das Geschehen im und um das Weiße Haus fest im 
Griff haben. Von den exzessiven Deregulierungen, die Trump per Exeku­
tivanordnungen durchsetzte, profitieren in erster Linie die Wirtschaft und 
die Superreichen. Gleiches gilt auch für seine Steuerreform. Andere Interes­
sen bleiben ausgesperrt, die wissenschaftliche Expertise, die eigentlich im­
manenter Bestandteil des legislativen Prozesses in den USA ist, wird immer 
weiter durch Kürzungen und Nichtinanspruchnahme ausgedünnt. Welche 
Folgen dies mittel- und längerfristig für das Vertrauen der Bürger in die Po­
litik hat, wird sich womöglich schon bei den kommenden Wahlen zeigen. Es

28 Eric Lipton/Steve Eder, »White House Details Ethics Waivers for Ex-Lobbyists and 
Corporate Lawyers«, New York Times vom 31. Mai 2017, https://www.nytimes.com/ 
2017/05/31 /us/politics/lobbyist-ethics-waivers-trump-administration.html (Zugriff am 
5. März 2018).

29 Der US-Präsident berief mehrere ehemalige Generäle in sein Team -  gegen die 
Gepflogenheit sogar ins Verteidigungsministerium.

https://www.nytimes.com/
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ist davon auszugehen, dass diese Politik weiter zum Ungleichgewicht ver­
schiedener Einkommensklassen im politischen Prozess beitragen wird.

US-Demokratie: Pluralismus oder Oligarchie?

Wenn die Regierung nur noch auf Vertreter oberer Einkommensschichten 
hört, wird auch nur eine Politik implementiert, die deren Interessen ent­
spricht. Ökonomische Ungleichheit übersetzt sich dann in ungleiche politi­
sche Partizipationschancen. Politik läuft Gefahr, zirkulär zu werden, da sie 
ökonomische Ungleichheiten weiter verstärkt -  und somit auch wiederum 
den ungleichen Einfluss auf die Politik. Die Korrekturmechanismen einer 
Demokratie — Wahlen — werden unter diesen Voraussetzungen außer Kraft 
gesetzt. Ein Aufbrechen dieses Zirkels erscheint nur noch durch eine politi­
sche Revolution möglich, wie sie Bemie Sanders in seinem Wahlkampf 2016 
forderte, oder indem dieser Sumpf aus Politik und Wirtschaft trockengelegt 
wird -  Trumps Kampfansage.

Blickt man aus einer solchen Perspektive zurück, wird klar, dass die Po­
litik der USA in den letzten 40 Jahren — das Zurechtstutzen des Wohlfahrts­
staates, die Deregulierung der Märkte und massive Steuersenkungen für die 
oberen und obersten Einkommensgruppen -  eben keine altemativlose Po­
litik war. Sie wurde im Interesse der Superreichen und der mächtigen Inte­
ressengruppen umgesetzt, die es vermocht haben, sich erfolgreich Gehör im 
politischen System zu verschaffen. Dies ging auf Kosten der Mittelklasse 
und der unteren Einkommensgruppen, die sukzessive an Einfluss verloren 
haben und sich diesen nun über Wahlentscheidungen, auch für radikale po­
litische Kräfte, zurückholen möchten -  oder die sich apathisch ganz vom 
politischen Prozess abwenden.

Wachsende Ungleichheit in der Einkommensverteilung und bei den 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt, gekoppelt mit wachsendem Einfluss des 
Geldes auf die Politik, bildet das Fundament der erfolgreichen rechtspopu­
listischen Mobilisierung von Donald Trump. Er griff die Unzufriedenheit 
vieler Bürger -  und hier insbesondere der weißen Arbeiterklasse -  mit ihren 
gesunkenen ökonomischen Aussichten und ihrer Kritik an den Eliten er­
folgreich auf und versprach den großen Wandel. Bislang sieht es allerdings 
nicht so aus, als würde er die versprochene Politik wirklich umsetzen. Die 
Rolle wirtschaftlicher Interessen im politischen Prozess nimmt weiter zu.
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Nach Umfragen des Pew Research Center glauben 64 Prozent der Befrag­
ten, dass die Reichen von der Politik der neuen Regierung am stärksten pro­
fitieren würden. Lediglich acht Prozent meinen, ihr Einfluss würde unter 
Trump gebremst.30 Unternehmen und das Militär seien die Profiteure von 
Trumps Politik, wohingegen zu den Verlierern Gewerkschaften, Minderhei­
ten, Kinder und Umweltaktivisten zählten -  so die vorherrschende Meinung. 
Führt man sich die massive Deregulierungs- und Privatisierungswelle vor 
Augen, die Trump in verschiedenen Behörden und Politikfeldem in Gang 
gesetzt hat, erhärtet sich der Verdacht, dass es ihm mit der Ausmerzung von 
Korruption und der Auflösung von Interessenskonflikten zwischen Wirt­
schaft und Politik nicht sehr ernst ist.

Dies sind keine guten Aussichten für die Zukunft der Demokratie in den 
USA. Gelingt es den etablierten politischen Kräften nicht, eine Antwort auf 
die Probleme der wachsenden Ungleichheit zu finden, so wird das Vertrauen 
der Gesellschaft in die etablierten politischen Entscheidungs Systeme noch 
weiter abnehmen. Die Legitimation der institutioneilen Demokratie in den 
USA könnte vollends schwinden. Trump ist bereits ein Ausdruck dieses 
grundlegenden Dilemmas. Er kann aber zugleich der Beginn einer noch tie­
feren Legitimationskrise werden.

In der Tat stellt seine Regierung ein neues Phänomen dar, nämlich das 
Lobbying in eigener Sache, und eine damit versuchte Einflussnahme nicht 
nur auf die gesetzgeberischen Institutionen, sondern auch auf die Exekutive. 
Die Gefahr der Bereicherung im Amt und die enge Verflechtung des Weißen 
Hauses mit den Unternehmen Trumps ließen bereits im ersten Amtsjahr 
Rufe nach seiner Amtsenthebung laut werden. Die Konsequenzen seiner 
Amtszeit für die Demokratie sind noch nicht abzusehen - unabhängig da­
von, ob er tatsächlich des Amtes enthoben werden sollte (was immer un­
wahrscheinlicher scheint). Eines jedoch steht fest: Die Unabhängigkeit poli­
tischer Instanzen wird nach ihm neu zu definieren und zu begründen sein.

Abstract
Unter Rcsponsivität versteht man, inwieweit die Regierung»Vertreter in ihren Ent­
scheidungen und ihrer Politik die Interessen ihrer Wähler und Bürger berücksichti­
gen. Jüngste Studien konnten zeigen, dass US-Regierungen in den letzten Jahrzehn­
ten vermehrt auf die Interessen der oberen Einkommensgruppen gehört haben, ln

30 Pcw Research Center 2017: 1.
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diesem Kapitel argumentieren wir, dass der Mangel an Responsivität gegenüber an­
deren Bevölkerungsschichten, begünstigt vom gewachsenen Einfluss von Geld und 
Lobbyismus auf die Politik, die Grundbedingungen für eine virulente Elitenkritik 
und einen wieder erstarkenden Nationalismus geschaffen hat. Die damit entstandene 
Schieflage im demokratischen Prozess gefährdet den Pluralismus politischer Stim­
men -  und damit letztlich auch das Funktionieren der Demokratie - ,  da nur ein 
eingeschränkter Teil der Bevölkerung Einfluss auf die Politik ausüben kann.
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